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Frankfurter Allgemeine Zeitung
zum Streit über Verteidigungsausgaben

Dithmarscher Landeszeitung
über die Ereignisse auf Sylt

„Mit dem Grundgesetz hat dieser
kühne Ansatz nichts zu tun“

„Nun bleibt die Hoffnung auf
geharnischte juristische Folgen“

Kürzlich überraschte der Verteidi-
gungsminister (…) mit einer neuen

Auslegung der Schuldenbremse, die sich
so zusammenfassen lässt: Ohne Verteidi-
gung ist alles nichts. (…) Mit dem Grund-
gesetz hat dieser kühne Ansatz allerdings
nichts zu tun. Wer Geld benötigt, muss
das im Rahmen der geltenden Schulden-
bremse begründen – oder ein neues Son-
dervermögen beantragen. (…) Wer jetzt
angesichts des – unbestreitbaren – Re-
formstaus in Deutschland eine Lockerung
oder Streichung der Schuldenbremse for-
dert, der braucht dafür nicht nur eine ver-
fassungsändernde Mehrheit. Er muss
auch wissen, dass die frühere, weichere
Bremse in einen Schuldenstrudel geführt
hat (…) Das größte Geschenk für (…)
Wähler wäre eine komplette (…) Aufga-
benkritik sowie Kreativität – und zwar
beim Sparen und Umschichten, nicht bei
neuen Ausgaben.

D ie Clubbesucher, die per Videoschnip-
sel vorführen, dass man eine dreistel-

lige Eintrittsgebühr hinlegen, aber An-
stand und Benimm trotzdem nicht kaufen
kann, sorgen bis hinauf ins Kanzleramt für
Empörung. Diese Reaktion ist verständlich,
aber nicht zielführend. (…) Eine größere
erzieherische Wirkung hätte wohl eine
klare Reaktion anderer Gäste gezeigt – es
muss ja nicht gleich die von einem anderen
Sylter Gastronom vorgeschlagene Prügel
sein. Nun bleibt die Hoffnung auf gehar-
nischte juristische Folgen.

Die wirklichen Probleme
werden nicht angepackt

W
as sind Bremens drän-
gendste Probleme? Die
Straßenräuber in der
Innenstadt? Die Bil-
dungsmisere? Die dra-

matische Finanzlage? I wo! Wenn am
kommenden Montag der Koalitionsaus-
schuss von SPD, Grünen und Linken nach
längerer Pause wieder einmal zusam-
menkommt, geht es um das heimliche
Topthema des Zwei-Städte-Staats. Ganz
oben auf der Liste des Gremiums, das
laut Koalitionsvertrag „Angelegenheiten
von grundsätzlicher Bedeutung“ behan-
delt, steht die sogenannte Bezahlkarte.

Wir erinnern uns: Ende April hatte der
Bundesrat den Weg freigemacht für die
Einführung einer Guthabenkarte, mit der
Asylbewerber über ihre staatlichen Leis-
tungen verfügen und beispielsweise im
Supermarkt bezahlen können. Überwei-
sungen ins Ausland wären nicht mehr
möglich, im Grundsatz sollen auch Bar-
geldauszahlungen begrenzt werden.

Bürgermeister Andreas Bovenschulte
(SPD) wollte der Gesetzesvorlage in der
Länderkammer zustimmen. Er glaubte,
freie Hand zu haben, wurde vom kleins-
ten Koalitionspartner aber ausgebremst.
Die Bezahlkarte erschwere die Integra-
tion der Flüchtlinge, machten die Linken
geltend. Letztlich standen die Bremer bei
der Abstimmung allein auf der Lichtung,
denn die beiden anderen Bundesländer
mit linker Regierungsbeteiligung – Thü-
ringen und Mecklenburg-Vorpommern

– hatten mit der Bezahlkarte kein Prob-
lem. Für den Bürgermeister war das
ziemlich peinlich. Er wurde vorgeführt.

Der Streit droht in eine neue Runde zu
gehen: Denn nachdem der Bund die ge-
setzliche Grundlage geschaffen hat, ist es
an den Ländern, die Funktionen der
Karte in eigener Regie auszugestalten.
Die Bremer Linken möchten natürlich,
dass die Nutzung möglichst keinerlei
Einschränkungen unterworfen ist, wäh-
rend das Rathaus eine Regelung anstrebt,
die nicht allzu sehr von der Praxis in an-
deren Bundesländern abweicht, am bes-
ten im Gleichklang mit Niedersachsen.
Wann mit einer Entscheidung zu rechnen

ist? Schwer zu sagen. Vor dem Herbst
wohl nicht, hört man aus dem linken
Lager.

Anders gesagt: Die rot-grün-rote Koali-
tion wird wieder einmal viel Energie auf
ein Thema verwenden, das von der Le-
bensrealität der allermeisten Bremer und
den wirklichen Herausforderungen des
Bundeslandes meilenweit entfernt ist.
Die Linken spielen ihre ideologischen
Spielchen. Derweil steht Bremen finan-
ziell am Abgrund. Man muss das so deut-
lich sagen. Mitte Juni wird die Bürger-
schaft einen Haushalt für 2024 beschlie-
ßen, der erneut eine hohe Neuverschul-
dung mit sich bringt und deshalb mit
Notlagenbeschlüssen flankiert werden

muss, die rechtlich wackelig sind. Es ist
sehr wahrscheinlich, dass die Opposition
dagegen klagt – und durchaus möglich,
dass der Staatsgerichtshof dem Senat
sagt: So nicht, Freunde.

Das wäre der Super-Gau, nachdem die
Koalition Ende vergangenen Jahres be-
reits in aller Eile einen nicht verfassungs-
konformen Nachtragshaushalt für ihr
Klimaschutzprogramm abwickeln
musste. Doch selbst, wenn der Staatsge-
richtshof den 2024er-Etat durchwinkt:
Spätestens im kommenden Jahr und
2026/27 wird sich Bremens finanzielle
Krise dramatisch verschärfen. Dann näm-
lich kommen Projekte wie die Kajensa-
nierung in Bremerhaven oder der Umzug
des Klinikums Links der Weser nach Bre-
men-Mitte von der Planungs- in die Um-
setzungsphase. Wie der geplante Energy
Port in der Seestadt bezahlt werden soll,
mit der Bremen zum Gewinner der Ener-
giewende werden will, weiß auch noch
niemand. Gleichzeitig explodieren die
Personalkosten, weil der Senat in den
vergangenen Jahren den Behördenappa-
rat bedenkenlos aufgebläht und mehr als
2000 neue Stellen geschaffen hat – Ten-
denz weiter steigend.

Eine verantwortungsvoll handelnde
Regierungskoalition müsste sich drin-
gend diesem Berg von Problemen wid-
men. Sie müsste Aufgaben priorisieren
und schmerzliche Entscheidungen tref-
fen. Als Erstes würde sie die Planstellen-
inflation in der Verwaltung stoppen.
Doch dafür gibt es keine Anzeichen.
Stattdessen diskutieren SPD, Grüne und
Linke darüber, wie diskriminierungsfrei
die Bezahlkarte für Asylbewerber sein
muss. Das ist schwer auszuhalten.

Jürgen Theiner
über Bremens Regierung

juergen.theiner@weser-kurier.de

Bremen steht finanziell
am Abgrund. Man muss
das so deutlich sagen.

Eine Umbenennung wäre ein Schlag ins Gesicht

D er Streit über die Langemarckstraße
in Bremen ist richtig und wichtig.
„Langemarck“ stellt ein schwieriges

Erbe dar, das sich auch durch eine Namens-
änderung nicht tilgen lässt. Der Name die-
ses kleinen Ortes bei Ypern wurde von der
deutschen Propaganda sowohl im Ersten
Weltkrieg als auch im Dritten Reich schwer
missbraucht. Deutsche Städte mit einer
Langemarckstraße tragen daher eine be-
sondere historische Verantwortung – eine
Verantwortung, der sie sich nicht entzie-
hen können und dürfen.

Heute gibt es in Deutschland noch gut 30
nach „Langemarck“ benannte Straßen,

Plätze und Parks; im Jahre 1945 dürften es
mindestens 500 gewesen sein. Keine dieser
Straßen ist so lang und zentral wie die in
Bremen. Nicht eine Umbenennung, son-
dern eine Umwidmung der Bremer Lange-
marckstraße erscheint angebracht, um den
Bedeutungswandel Langemarks seit dem
Zweiten Weltkrieg zu würdigen: Erstens ist
Langemark beziehungsweise die Region
Ypern heute ein Zentrum europäischer
Erinnerungskultur und Friedensarbeit.
„Langemarck“ war einst ein Symbol für
Krieg und Propaganda, heute steht es da-
gegen für Gedenken und Aussöhnung.

Zweitens ist Langemark inzwischen Teil
des offiziellen Gedenkens der Bundesrepu-
blik. Auf dem Soldatenfriedhof von Lange-
mark (seit 2023 Weltkulturerbe) erinnern
Deutsche und Belgier gemeinsam der Op-
fer der Weltkriege. Die Bundesrepublik

Deutschland wird bei diesen Anlässen
durch den deutschen Botschafter vertre-
ten.

Im November 2022 haben die Gemeinde
Langemark-Poelkapelle, das In Flanders
Fields Museum in Ypern und die Universi-
tät Kent eine gemeinsame Initiative ins
Leben gerufen. Die zentrale Botschaft lau-
tet: Langemarckstraßen stellen nicht nur
eine historische Hypothek, sondern auch
eine politische Chance dar. Wir wünschen
uns statt lokaler Alleingänge einen neuen
europäischen Erinnerungsdialog. Dabei
muss das Thema „Langemarck“ in den grö-
ßeren Rahmen gestellt werden. Der Erste
Weltkrieg – der Große Krieg, wie er in
Großbritannien und Frankreich genannt
wird – hat in Europa tiefe Wunden hinter-
lassen.

Fast täglich wird auf den Äckern von

Westflandern scharfe Munition gefunden.
Regelmäßig finden Beisetzungen mensch-
licher Überreste statt. Der Ort Langemark
wurde im Ersten Weltkrieg dem Erdboden
gleichgemacht. Gleichwohl streckt die Ge-
meinde die Hand zur Versöhnung aus. Eine
Umbenennung zum jetzigen Zeitpunkt
wäre dagegen ein Schlag ins Gesicht.

Stefan Goebel
über die Langemarckstraße

Namentlich gekennzeichnete Kommentare geben
nicht unbedingt die Meinung der Redaktion wieder.

Stefan Goebel
ist nach Stationen in Cam-
bridge und London seit
2015 Direktor des Centre
for the History of War,
Media and Society an der
Universität Kent in Can-
terbury.FO
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Wer zu früh springt,
kann nur verlieren

D as Grollen der Basis war deutlich
vernehmbar. Franz Müntefering,
ehemaliger Parteivorsitzender der

SPD und immer noch so etwas wie der gute
Geist der Partei, ließ im Lauf der Woche
gegenüber dem „Spiegel“ seine Genossin-
nen und Genossen wissen, dass Olaf Scholz
als Kanzlerkandidat der SPD nicht gesetzt
sei. Zwar sparte der Mann aus dem Sauer-
land nicht mit dem handelsüblichen Lob,
man solle schließlich nicht verkennen,
welche Leistung Scholz im Kanzleramt
vollbringe, aber auffällig war, wie positiv er
sich über den möglichen Kontrahenten,
Verteidigungsminister Boris Pistorius, äu-
ßerte. Dieser mache „einen guten Job und
sei ein lebensnaher Typ“. Zu deutsch: das
genaue Gegenteil von Olaf Scholz.

Zwar mochte auch Müntefering nicht
über einen Rückzug des Kanzlers spekulie-
ren, aber einen Automatismus, dass Scholz
als Kandidat wegen seines Amtes gesetzt
sei, gebe es ebenso wenig. Nicht anders
muss der Hinweis auf die „Prozesse, die

sich in den Parteien abspielen“ verstanden
werden.

Damit hat Müntefering als erster promi-
nenter Sozialdemokrat die K-Frage in der
SPD als offen bezeichnet. Diese Diskussion
könnte sich noch verstärken, wenn die SPD
bei den Europawahlen am 9. Juni und bei
den Landtagswahlen in den drei ostdeut-
schen Bundesländern im September ver-
liert. Speziell einen Machtverlust in Bran-
denburg, das als einziges Bundesland im
Osten seit der Wiedervereinigung durchge-
hend von einem SPD-Ministerpräsidenten
regiert wurde, dürfte die Partei kaum ohne
Konsequenzen hinnehmen. Das Schicksal
von Olaf Scholz könnte sich ausgerechnet
an seinem Wohnort Potsdam entscheiden.

Dass Scholz die Nähe seines Kontrahen-
ten spürt, wurde schon in der vergangenen
Woche deutlich, als er seinem Verteidi-
gungsminister zweimal öffentlich die
Unterstützung versagte. Pistorius selbst ist
klug genug, jegliche Spekulationen bis
zum Herbst weit von sich zu weisen: „Wir
haben einen hervorragenden Kanzler, der
wird auch der nächste Kanzlerkandidat“,
ließ der Verteidigungsminister aus dem
fernen Litauen wissen. Aber Pistorius ist
ein ausgebuffter Politprofi und weiß ge-
nau, dass sich diese Frage früher oder spä-
ter stellen könnte. Solange gilt für ihn:
Abwarten und Popularitätswerte hochhal-
ten. Wenn er zu früh springt, kann er nur
verlieren.

markus.peters@weser-kurier.de

Markus Peters
über die K-Frage in der SPD

Das Schicksal von Olaf Scholz
könnte sich ausgerechnet an

seinem Wohnort entscheiden.
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